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Vorwort

In einem Ranking der Europäischen Kommission zum E-Government Benchmark 2020
erreichte Deutschland Platz 18 von 28 EU-Mitgliedstaaten. In dem E-Government Deve-
lopment Index 2020 der Vereinten Nationen rangiert Deutschland auf Platz 25 von 193
Nationen. Im Jahr 2018 erreichte Deutschland hier noch Platz 12. Die aktuellen Platzie-
rungen sind für Deutschland schmerzhaft, besonders unter Berücksichtigung des Selbstver-
ständnisses der Bundesrepublik Deutschland, ein moderner, technologiebasierter Staat zu
sein. Deutschland ist deshalb bestrebt, die Digitalisierung mit großen Schritten voranzu-
bringen. „Digitalisierung“ wird hierbei als ein Prozess verstanden, der auf der intelligenten
Vernetzung von Prozessketten und einer durchgängigen Erfassung, Aufbereitung, Analyse
und Kommunikation von Daten beruht (siehe den Referentenentwurf zum Gesetz über
die Digitalisierung im Freistaat Bayern (Bayerisches Digitalgesetz – BayDiG) vom 6.7.
2021).

Beispielsweise verpflichtet das Onlinezugangsgesetz (OZG) aus dem Jahr 2017 die öf-
fentliche Verwaltung, mithin den Bund, die Länder und die Kommunen, bis Ende 2022
ihre Verwaltungsleistungen über Verwaltungsportale auch digital anzubieten. Für öffentli-
che Auftraggeber bedeutet dies, dass sich die Anzahl an Beschaffungsvorgängen im IT-Sek-
tor und auch deren Komplexität stetig erhöht.

Flankiert durch die Folgen der Covid-19-Pandemie sucht die öffentliche Verwaltung
zudem nach innovativen technischen Lösungen, damit sie auch in Zeiten von Kontaktein-
schränkungen ihre Aufgaben digital uneingeschränkt, anwenderfreundlich und effizient
wahrnehmen kann.

Für die damit einhergehende hohe Anzahl an verschiedensten Beschaffungsvorgängen
im IT-Bereich stellt das Vergaberecht eine Vielzahl an Werkzeugen zur Verfügung, um die
Beschaffung rechtskonform und effizient zu bewältigen. Dabei darf das wesentliche Ziel
nicht aus den Augen verloren gehen, dass die IT-Systemlandschaft leistungsfähig sein muss
und zugleich die hohen Anforderungen an eine ausreichende IT-Sicherheit gewährleistet
werden. Weiter müssen digitale Services nutzerfreundlich sein, bei gleichzeitiger effizienter
Entwicklung.

Vor diesem Hintergrund haben sich die Autoren und der Herausgeber dieses Hand-
buchs zum Ziel gesetzt, den Lesern ein Werk zur Verfügung zu stellen, in dem die Werk-
zeuge zur rechtskonformen und effektiven Beschaffung von IT-Leistungen unter Beach-
tung des Vergaberechts vermittelt werden.

Dieses Handbuch beginnt mit der Darstellung der Grundlagen des Vergaberechts in Ka-
pitel 1, in dem die Grundsätze des Vergaberechts, der Anwendungsbereich sowie die Be-
deutung der Europäischen Schwellenwerte und der nationalen Wertgrenzen beschrieben
und die Möglichkeiten sowie Fallstricke von vereinfachten Verfahren aufgezeigt werden.
In diesem Kontext wird auch die Schätzung des Auftragswerts näher betrachtet.

Das Handbuch gliedert sich sodann chronologisch. Die elementar wichtige Vorbereitung
des Vergabeverfahrens wird in Kapitel 2 beleuchtet, beginnend mit dem allgegenwärtigen
Datenschutz und dem Register zum Schutz des Wettbewerbs um öffentliche Aufträge. In
diesem Kapitel werden zudem Leistungsbeschreibungen, EVB-IT-Verträge und die Verwen-
dung der UfAB 2018 behandelt. Außerdem spielen in diesem Kapitel die Ausschlusskriteri-
en, Eignungskriterien, Eignungsnachweise sowie Zuschlagskriterien und Wertungsformeln
als auch sonstige Stellschrauben des Vergaberechts eine gewichtige Rolle.

Das Handbuch geht über zur Einleitung des Vergabeverfahrens in Kapitel 3, mit den
verschiedenen Bekanntmachungen.

Es folgt das wichtige Kapitel 4 mit der Durchführung des Vergabeverfahrens bis hin zur
Beendigung selbigen. In diesem Kapitel werden insbesondere die Vergabeverfahrensarten,
die Teilnahme- und Angebotsphase sowie die Prüfung und Wertung von Teilnahmeanträ-
gen und Angeboten beleuchtet.
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In Kapitel 5 werden die Rechtsfolgen bei Vergabeverstößen und der Rechtsschutz be-
schrieben.

Während sich das Kapitel 6 den vergaberechtlichen Besonderheiten während der Ver-
tragsausführung widmet, mithin dem Umgang mit Vertragsänderungen.

Das Handbuch schließt mit IT-Vergaben im Verteidigungs- und Sicherheitsbereich in
Kapitel 7. Hier nimmt die Anwendung des Preisrechts nach der Verordnung PR 30/53
eine gewichtige Rolle ein.

Um die Digitalisierung auch im vergaberechtlichen Prozessrecht voranzubringen, sind
zudem Gesetzgeber und Nachprüfungsinstanzen gefragt. Damit beispielsweise die verga-
berechtliche Rechtsprechung in Zukunft noch effizienter digital agieren kann, ist es er-
strebenswert, wenn die Einreichung von Nachprüfungsanträgen und insbesondere von
solchen Schriftsätzen, die Sachanträge enthalten, mittels des besonderen elektronischen
Anwaltspostfachs (beA) auch bei den Vergabekammern zeitnah rechtlich möglich wird.
Die Durchführung von digitalen mündlichen Verhandlungen mittels Videokonferenz bei
allen Vergabekammern und Vergabesenaten bei vollumfänglicher Gewährung des An-
spruchs auf rechtliches Gehör würde einen weiteren deutlichen Fortschritt bedeuten.
Durch die damit verbundene Reduzierung der Reisetätigkeit könnten auch die Verfah-
rensbeteiligten einen weiteren Beitrag zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes leisten.

Ich bedanke mich bei allen Autoren herzlich für deren außergewöhnliches Engagement
und deren Bereitschaft, ihr Wissen und ihre Erfahrung mit den Lesern zu teilen. Damit
haben alle Autoren gemeinsam entscheidend zum Gelingen dieses Werkes beigetragen.

Ein besonderer Dank gilt vor allen Dingen dem zuständigen Leiter des Lektorats, Herrn
Dr. Roland Klaes, den beiden betreuenden sowie äußerst engagierten Lektorinnen, Frau
Dr. Annalena Hanke und Frau Anke Teresa Schaub als auch der unermüdlichen Mitarbei-
terin, Frau Martina Schöner.

Für Anregungen, Hinweise, Optimierungsvorschläge oder jegliche Kritik sind sowohl
der Verlag C.H. Beck als auch der Herausgeber sehr dankbar. Gerne können Sie Ihre An-
regungen dem Herausgeber gegenüber mündlich oder per E-Mail mitteilen, mit dem ge-
meinsamen Ziel, das Werk für die Leser und Anwender stetig an die neuesten Entwick-
lungen im IT-Bereich und dem Vergaberecht anzupassen und weiter zu optimieren.

Ich wünsche eine interessante und hilfreiche Lektüre.

München, im November 2021 Tobias Osseforth

Vorwort
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Syndikusrechtsanwältin, Bonn
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Auftragsvergabe (Heckmann/Paschke) ..... ... ... ... ................. ......................... 102
D. Das Wettbewerbsregistergesetz im Kontext des Datenschutzrechts

(Heckmann/Paschke) ..... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 106

§ 5 Dokumentation und Vermeidung von Interessenkonflikten (Sitsen)
A. Einleitung (Sitsen) .... ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ........................... ............... 121
B. Dokumentation (Sitsen) ... ... .... ... ... .... ... ... ... ....................... ................... 122
C. Vermeidung von Interessenkonflikten (Sitsen) .......................................... .. 136

§ 6 Lastenheft, Pflichtenheft und sonstige Leistungsbeschreibungen (Lampert)
A. Einleitung (Lampert) ....... ... .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 144

XIII



B. Anforderungen an eine eindeutige und erschöpfende Leistungsbeschreibung,
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C. Die verschiedenen EVB-IT-Musterverträge (Schmitz/Schneevogl) .................... .. 199
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E. Optionsrechte und Überprüfungsklauseln (Schneevogl) ................................ .. 311
F. Stellschrauben durch „Qualitative Zuschlagskriterien“ (Schneevogl) .......... ......... 314

Kapitel 3 Einleitung des Vergabeverfahrens

§ 13 Die Bekanntmachungen (Brockhoff)
A. Einleitung (Brockhoff) ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... .............................. ............ 318
B. Die EU-Auftragsbekanntmachung, § 37 VgV, § 40 VgV (Brockhoff) ......... ......... 320
C. Die EU-Vorinformation, § 38 VgV (Brockhoff) ........ ................................... 330
D. Bereitstellung der Vergabeunterlagen, § 41 VgV, § 41 SektVO, § 29 UVgO

(Brockhoff) .... ... ... .... ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ........................................ .. 335
E. Direktauftrag und freiwillige Ex Ante-Transparenzbekanntmachung, § 135 Abs. 3

GWB (Brockhoff) ...... ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... ................................. ......... 339
F. Die EU-Berichtigungsbekanntmachung (Brockhoff) ... ................................... 341
G. Die EU-Vergabebekanntmachung, § 39 Abs. 1 bis 4 VgV (Brockhoff) .............. .. 342
H. Die EU-Auftragsänderungsbekanntmachung, § 39 Abs. 5 VgV (Brockhoff) .......... 344
I. Besonderheiten im Sektorenbereich, §§ 35 ff. SektVO (Brockhoff) .................. .. 345
J. Besonderheiten unterhalb der Schwellenwerte, §§ 27 ff. UVgO und § 12 VOL/A

(Brockhoff) .... ... ... .... ... ... ... .... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 347
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2. Aufträge im Sektorenbereich gemäß § 102 GWB ............................ 38
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öffentliche Aufträge
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Nichtübermittlung von Nachweisen § 124 Abs. 1 Nr. 8 GWB ............ 241
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II.Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit, § 45 VgV, § 33 UVgO .... 248

1. Mindestjahresumsatz, § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 1, Abs. 2 VgV ................... 248
2. Bilanzen, § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 VgV ............................ ............... 248
3. Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung, § 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3

VgV .................. .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 249
4. Weitere Eignungskriterien ............... .... .................................... .. 249

III. Technische und berufliche Leistungsfähigkeit, § 46 VgV, § 33 UVgO ......... 249
F. Eignungsnachweise, § 122 GWB, § 44 ff. VgV, § 35 UVgO ............ ............... 250
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I. Überblick zur Wirtschaftlichkeit eines Angebots, § 127 Abs. 1 GWB, § 58
Abs. 1, Abs. 2 VgV ................... ... ... ... ........................................ .. 273
1. Niedrigste Preis als alleiniges Zuschlagskriterium, § 58 Abs. 2 S. 2

VgV ............... ... .... ... ... .... ... ... ... ............. ............................. 274
2. Kostenbezogene Zuschlagskriterien ............................... ............... 275
3. Festpreise oder Festkosten, § 58 Abs. 2 S. 3 VgV ............... ............... 276

II. Leistungsbezogene Zuschlagskriterien im Einzelnen, § 127 Abs. 1 S. 4
GWB, § 58 Abs. 2 S. 2 VgV ................. ....... ................................... 276
1. Qualität, technische Werte, § 58 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 VgV ...... ............... 276
2. Organisation, Qualität und Erfahrung des eingesetzten Personals, § 58

Abs. 2 S. 2 Nr. 2 VgV ....... .......... ... ................. ......................... 277
3. Support-Leistungen und Lieferbedingungen, § 58 Abs. 2 S. 2 Nr. 3

VgV .................. .... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 278
4. Innovative Aspekte ............... ... ... ... .............................. ............ 279
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§ 17 Prüfung und Wertung – Teil II
A.Einleitung ................. ... ... .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 433
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III. Überschreitung der Bagatellgrenzen (§ 132 Abs. 3 GWB) ....................... 591
IV.Ausnahmsweise keine Neuvergabe erzwingende Auftragsänderungen (§ 132

Abs. 2 GWB) ...... .......... ... ... .... ... ... ... .... .................................... .. 592
1. Systematik der Ausnahmetatbestände und ihre Relevanz für

IT-Vergaben ................ ... .... ... ... ... .... .................................... .. 592
2. Ausnahmetatbestände mit Wertgrenze: § 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3

GWB .............. ... .... ... ... .... ... ... ... ................. ......................... 593
3. Ausnahmetatbestände, nach denen es darauf ankommt, ob der
„Gesamtcharakter“ des Auftrags verändert wird: § 132 Abs. 2 S. 1 Nr. 1
und 3, Abs. 3 GWB ................ ... ... .... .................................... .. 594
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1. Das Höchstpreisprinzip nach § 1 Abs. 3 VO PR 30/53 ..................... 634
2. Das Festpreisprinzip nach § 1 Abs. 2 S. 1 VO PR 30/53 .................... 635
3. Die Preistreppe ............... .... ... ... ... .... .................................... .. 635
4. Die Geschlossenheit der VO PR .................................. ............... 638

B.Anwendungsbereich des öffentlichen Preisrechts, § 2 VO PR 30/53 ................. 638
I. Personeller Anwendungsbereich ............ .............................. ............ 638

1. Öffentlicher Auftraggeber, § 2 Abs. 1 VO PR 30/53 ........................ 638
2. Auftragnehmer ...... .......... .... ... ... ... ................. ......................... 639
3. Mittelbare Leistungen nach § 2 Abs. 4 VO/PR 30/53 ....... ............... 640
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